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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Präsidentschaftswahlkampf und 
Irakkrieg 
 

Die politische Debatte in den USA wird 

von zwei Themen beherrscht, die zu-

dem eng miteinander verwoben sind: 

Dem Krieg im Irak und dem Vorwahl-

kampf für die Präsidentenwahlen im 

November 2008. Daneben spielt Afgha-

nistan noch eine gewisse Rolle. 

Daneben erhitzte die Debatte um das 

vor allem von Senator Kennedy und Se-

nator Kyl ausgehandelte und von Präsi-

dent Bush nachhaltig unterstützte Ein-

wanderungsgesetz die Gemüter. Es 

wurde schließlich Ende Juni im Senat 

abgelehnt.  

Der G8-Gipfel sowie die  Beziehungen USA-

EU haben in den letzten Wochen auch einige 

Aufmerksamkeit erhalten; ferner das Thema 

Energie bzw. Klima. Angesichts einer noch 

immer stabilen konjunkturellen Entwicklung 

spielen wirtschaftliche Fragen gegenwärtig 

nur eine untergeordnete Rolle. 

Präsidentenwahlen 2008 

Der Vorwahlkampf hat ungewöhnlich früh 

begonnen. Schon kurz nach den Zwischen-

wahlen im November 2006 haben sich die 

meisten Kandidaten in Stellung gebracht. 

Erstmals seit langer Zeit nimmt kein Amts-

inhaber oder Vizepräsident am Wahlkampf 

teil. Die Vielzahl der Politiker, die bereits 

ihre Kandidatur erklärt haben, oder von de-

nen erwartet wird, dass sie ihre Kandidatur 

noch erklären werden, ist für den Wahlbür-

ger kaum noch zu überblicken. 

Letztlich konzentriert sich das Interesse je-

doch auf die wenigen „Frontrunner“, also 

die Spitzenkandidaten. 

Bei den Demokraten sind das Senator Hilla-

ry Clinton und Senator Barak Obama. Ge-

genwärtig liegt Senator Clinton deutlich in 

Führung, auch vor Senator Obama. Sie ver-

fügt zweifellos über die beste Organisation 

und den qualifiziertesten Mitarbeiterstab. 

Vor allem aber verfügt sie über die größten 

finanziellen Mittel. Sie nimmt den übrigen 

demokratischen Kandidaten geradezu die 

„finanzielle Luft“. Lediglich Senator Obama 

kann da noch einigermaßen mithalten. 

Trotz des großen Vorsprungs von Senator 

Clinton vor ihren parteiinternen Mitbewer-

bern ist dennoch zu spüren, dass Ihre Kan-

didatur noch immer mit gewissen Unwäg-

barkeiten behaftet ist. Kaum jemand be-

zweifelt, dass Senator Clinton, beim gegen-

wärtigen Stand der Mitbewerber, die Nomi-

nierung zum demokratischen Präsident-

schaftskandidaten sicher gewinnen wird. 

Zweifel werden aber immer wieder geäu-

ßert, ob Senator Clinton auch die Präsiden-

tenwahl gewinnen kann. Denn zu viele Wäh-

ler sind schon heute erklärte „Clinton-

Gegner“. Deshalb wird auch immer wieder 

darüber spekuliert, ob Al Gore im Herbst 

nicht doch noch seine Kandidatur erklären 

wird. Er wäre ein wirklich ernst zu nehmen-

der Gegner für Senator Clinton bei den 

Vorwahlen und hätte wohl größere Chancen, 

die Präsidentenwahlen zu gewinnen als sie. 

Frontrunner bei den Republikanern waren 

bis vor wenigen Tagen Rudolph Giuliani, 

Senator John McCain und der ehem. Gou-

verneur von Massachusetts Mitt Romney. 

Allerdings konnte keiner von ihnen eine 

ähnlich deutliche Führungsposition erringen 

wie Senator Clinton im demokratischen La-

ger. 
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Im Gegensatz zu Senator Clinton oder Al 

Gore im demokratischen Lager verfügt die 

Republikanische Partei über keinen für das 

eigene Lager „idealen“ Kandidaten. Giuliani 

ist schon zum dritten Mal verheiratet, Mc-

Cain zum zweiten Mal, Romney ist Mormone 

und damit für die Evangelikalen nur schwer 

wählbar. Giuliani wird zudem angelastet, 

daß er zu liberal sei, zudem „pro choice“ 

gewesen sei und nun seine Position geän-

dert habe. McCains Position leidet vor allem 

unter seiner Haltung zum Irakkrieg. Der 

„surge“ (zusätzliche Soldaten nach Irak) 

beruht auf seinen Vorschlag. Ebenso ist er 

einer der Initiatoren des jüngsten Gesetz-

entwurfs zur Immigration gewesen. Dieser 

Vorschlag hat innerhalb der Republikani-

schen Partei zu einem Aufruhr geführt. Am 

28. Juni wurde der Gesetzentwurf im Senat 

schließlich endgültig abgelehnt. Ein immer 

wieder vorgebrachtes Argument gegen Mc-

Cain ist außerdem sein Alter, er wird am 

Wahltag 72 Jahre alt sein. Geschätzt wird 

an ihm seine Geradlinigkeit und sein „strait 

talk“. 

Die bisher nur geringe Begeisterung für die 

republikanischen Frontrunner hat wohl Fred 

Thompson dazu veranlasst, seine Kandida-

tur zu testen. Er war Senator ist aber den 

Amerikanern vor allem durch die Fernsehse-

rie „Law and order“ gut bekannt. Er verkör-

pert eher als die drei gegenwärtigen 

Frontrunner den idealen republikanischen 

Kandidaten, der vor allem bei der Nominie-

rung die besten Chancen hätte. Obwohl er 

seine Kandidatur noch nicht einmal erklärt 

hat, liegt er in einigen Umfragen seit kur-

zem sogar schon vor Rudy Giuliani. 

Interessant ist darüber hinaus, dass der ge-

genwärtige Bürgermeister von New York 

Michael Bloomberg Mitte Juni seinen Austritt 

aus der republikanischen Partei erklärt hat. 

Das deutet darauf hin, dass Bloomberg 

plant, als unabhängiger Kandidat anzutre-

ten. Welche Konsequenzen dies für das ge-

samte Bewerberfeld haben wird, ist noch 

offen. Vermutlich dürfte diese Kandidatur 

aber eher zu Lasten der republikanischen 

Kandidaten gehen. Diese Kandidatur ist kei-

nesfalls nur ein Versuchsballon. Denn Mike 

Bloomberg hat, unterstützt durch zahlreiche 

Berater, lange analysiert, ob seine Kandida-

tur erfolgreich sein könnte. Als unabhängi-

ger Kandidat muss Bloomberg nicht die 

Ochsentour durch die zahlreichen Primaries 

machen. Beobachter halten es durchaus für 

möglich, dass er bis zu dreißig Prozent der 

abgegebenen Stimmen gewinnen könnte. 

Sein großes persönliches Vermögen würde 

ihm außerdem die Finanzierung seines 

Wahlkampfes erleichtern. 

Wer schließlich das Rennen machen wird 

und welche (zwei oder gar drei) Politiker 

dann schließlich gegeneinander antreten 

werden, wird spätestens am 5. Februar 

2008 feststehen. Denn in einer Art Wettren-

nen haben verschiedene US-Staaten die 

Termine für die „Primaries“ vorgezogen. 

Nun werden voraussichtlich in rund 20 Staa-

ten am 5. Februar gleichzeitig Primaries ab-

gehalten („Tsunami Tuesday“). 

Zwei Entwicklungen sind im Zusammenhang 

mit dem Präsidentschaftswahlkampf noch 

erwähnenswert: 

• die neuen Medien der politischen 

Kommunikation werden im Wahl-

kampf immer wichtiger. Der Ein-

fluss von „blogs“ und „youtube“ 

nimmt vor allem unter jüngeren 

Wählern gewaltig zu und verändert 

die Art und Weise des Wahlkamp-

fes nachhaltig 

• Die Kosten des Präsidentenwahl-

kampfes explodieren. Es wird ge-

schätzt, daß die beiden Präsident-

schaftskandidaten, die schließlich 

gegeneinander antreten werden, 

jeweils mindestens 500 Mio. Dollar 

an Wahlkampfmitteln aufbringen 

müssen. Die Wahlkampfkosten al-

ler Kandidaten zusammengenom-

men dürften mehr als 1,5 Mrd. Dol-

lar betragen. 

 
Irakpolitik in der Zerreißprobe 
 

Als Präsident Bush im Januar seine neue 

Irakpolitik vorstellte, setzte er darauf, dass 

die Truppenaufstockung („surge“) die Ge-

walt in Bagdad und die sunnitischen Auf-

stände in der Anbar-Provinz reduzieren 

würde. Diese Atempause, so hoffte die Ad-
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ministration, sollte der von den Schiiten 

dominierten Regierung al-Malikis den not-

wendigen Spielraum zur Versöhnung mit 

sunnitischen und kurdischen Gemeinden 

und zum Aufbau einer vereinten Regierung 

verschaffen, die alle Iraker unterstützen 

würden.  

Aber seit der Entsendung von fünf zusätzli-

chen US-Kampfbrigaden hat das Maß an 

Gewalt nicht nachgelassen und teils sogar 

zugenommen. Zu diesem Schluss kam vor 

kurzem ein Bericht des Pentagons, der au-

ßerdem besagt, dass es kaum Fortschritte 

bei den politischen Zielen ("benchmarks") 

gebe, die mit dem vom Kongress verab-

schiedeten Haushaltsgesetz zur weiteren 

Finanzierung des Irakkrieges verbunden wa-

ren. Selbst US-Verteidigungsminister Gates 

gestand vor wenigen Tagen in Bagdad ein, 

von den bisherigen Fortschritten "ent-

täuscht" zu sein. Demgegenüber widerspra-

chen der Hauptbefehlshaber der US-

Streitkräfte im Irak, General Petraeus, und 

der US-Botschafter Crocker dem Bericht des 

Verteidigungsministeriums und betonten die 

Erfolge in der Anbar-Provinz und einigen 

Stadtteilen von Bagdad. Der Mehrheitsfüh-

rer der Demokraten im US-Senat, Harry 

Reid, fühlte sich von einem Artikel des Ge-

nerals in der US-Tageszeitung USA Today, 

der von einem "erstaunlichen Grad an Nor-

malität" in Bagdad sprach, zu einer offiziel-

len Replik provoziert und ermahnte 

Petraeus zu mehr Aufrichtigkeit bei dessen 

allseits mit Spannung erwarteten Bericht 

zum Irakkrieg vom 15. September. Dieser 

Report wird inzwischen sowohl von Demo-

kraten als auch prominenten Republikanern 

als Zäsur für Amerikas zukünftige Irakpolitik 

gesehen. 

Präsident Bush hingegen verteidigt leiden-

schaftlich seine Irakstrategie und hält daran 

fest, dass die Vereinigten Staaten weiterhin 

trotz der eskalierenden Anzahl von Gefalle-

nen, vermehrter Rufe nach dem Abzug der 

US-Truppen und der zunehmenden Anti-

kriegsstimmung in der amerikanischen Öf-

fentlichkeit im Irakkrieg engagiert bleiben 

müssten. Zwar gab Bush zu, dass die im 

Irak wütende sektiererische Gewalt und die 

vielen amerikanischen Opfer "die Psyche 

unseres Landes belastet", warnte jedoch 

gleichzeitig vor dem Desaster, das ein vor-

zeitiger US-Truppenabzug zur Folge hätte. 

Demokraten und einige Republikaner for-

dern einen festen Zeitplan für den amerika-

nischen Truppenabzug aus dem Irak, und 

immer mehr konservative Kommentatoren, 

die ursprünglich die Irakinvasion befürwor-

teten, kritisieren inzwischen das Kriegsma-

nagement von Präsident Bush. So wundert 

es nicht, dass der Irakkrieg zentrales Thema 

des Präsidentenwahlkampfes geworden ist. 

Die Amerikaner selbst geben ihrem Präsi-

denten immer schlechtere Noten für den 

Handhabung des Irakkriegs (68% der Be-

fragten sind mit der Kriegsführung im Irak 

nicht zufrieden). 

Die Irakstrategie von Präsident Bush erlitt 

Ende Juni einen weiteren Schlag als der 

langjährige Vorsitzende des Foreign Relati-

ons Committee des Senats (und jetzt „Ran-

king Republican“ in diesem Ausschuss) Se-

nator Richard Lugar in einer Rede im Senat 

die Irakpolitik des Präsidenten erstmals of-

fen kritisierte. Senator Lugar sagte, die Poli-

tik des „surge“ (Truppenaufstockung auf 

nun 157.000 Soldaten) sei nicht erfolgreich. 

Die USA sollten ihre Truppen reduzieren und 

teils in der Region neu aufstellen bevor der 

Wahlkampf für die Präsidentenwahlen 2008 

voll in Gang gekommen sei und dann die 

Handlungsmöglichkeiten einschränke. Sena-

tor Lugar beklagte, die gegenwärtige US-

Politik behindere die außenpolitische Wirk-

samkeit der USA weltweit und stelle eine 

hohe Belastung für das US-Militär dar. Er 

fuhr fort: „The costs and risks of continuing 

down the current path outweigh the poten-

tial benefits that might be achieved“. 

Alles deutet nun darauf hin, dass im Sep-

tember dieses Jahres die Weichen im Irak-

krieg neu gestellt werden. Kein Präsident-

schaftskandidat, kein Kandidat für den Se-

nat oder das House will mit dieser Bürde 

belastet in den Wahlkampf des Jahres 2008 

ziehen. 

Afghanistan am Wendepunkt 

In den letzten Monaten ist es in Afghanistan 

verstärkt zu Gefechten zwischen NATO-

Truppen und Taliban-Kämpfern gekommen. 



 4 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 

AUSLANDSBÜRO U.S.A. 

DR. NORBERT WAGNER 

 

02. Juli 2007 

 

KAS-Länderberichte 

www.kas.de 

 

 

 

Selbst im relativ friedlichen Norden Afgha-

nistans kam es zu Aufständen. In den ver-

gangenen Wochen eröffneten NATO-

geführte Truppen eine neue Front gegen 

Aufständische im Süden des Landes. Im Zu-

sammenhang mit diesen Kampfhandlungen 

gerieten die US-geführten NATO-Streitkräfte 

ins Feuer der Kritik, da die internationalen 

Streitkräfte nach Ansicht der afghanischen 

Regierung nicht genug für den Schutz der 

Zivilbevölkerung unternommen hätten. Laut 

offiziellen afghanischen Angaben sind in den 

letzten 6 Monaten über 130 afghanische Zi-

vilisten getötet worden. Insbesondere die 

große Zahl von Opfern unter Kindern sei 

nicht akzeptabel.  Insgesamt kam es laut 

offiziellen Angaben im Jahr 2007 bereits zu 

mehr als 2.400 Todesopfern im Zusammen-

hang mit aufständischer Gewalt in Afghanis-

tan. Zu Beginn dieser Woche gab das Pen-

tagon bekannt, dass seit der US-Invasion in 

Afghanistan im Jahr 2001 mindestens 335 

amerikanische Militärangehörige in Afgha-

nistan, Pakistan und Usbekistan ums Leben 

gekommen sind. 

Mit Sorge beobachtet das US-

Verteidigungsministerium den Waffen-

schmuggel aus dem Iran an Taliban-

Kämpfer in Afghanistan. Ungeklärt ist dabei 

jedoch die Rolle der iranischen Regierung. 

Bei dem jüngsten Besuch von US-

Verteidigungsminister Gates zeigte sich Prä-

sident Karzai hingegen unbesorgt über diese 

Entwicklungen und sagte, die "Beziehungen 

zwischen Iran und Afghanistan seien nie 

freundlicher gewesen als heute". Während 

sich Präsident Karzai über die vom Iran ab-

hängige wirtschaftliche Entwicklung und 

Aufbauprojekte im westlichen Teil seines 

Landes freut und Iran dafür Lob spendet, 

beobachten die Amerikaner die Rolle des 

Irans beim Wiederaufbau Afghanistans mit 

Skepsis und befürchten, dass der Iran ver-

sucht das Nachbarland im Osten zu destabi-

lisieren und amerikanische Streitkräfte in 

Afghanistan langfristig zu binden. 

Eine Schlüsselrolle für den Erfolg der ameri-

kanischen Strategie in dieser Region fällt 

nach Ansicht der US-Regierung Pakistan zu, 

dessen politische Führung sich dem Kampf 

gegen den Terrorismus verpflichtet habe. 

Während des Besuches von Vizepräsident 

Cheney im Februar bei Präsident Musharraf 

standen die gemeinsamen Anstrengungen 

im Kampf gegen die Taliban und al-Kaida im 

Vordergrund der Gespräche. In jüngster 

Zeit jedoch häufen sich Äußerungen aus den 

US-Geheimdiensten und aus Pakistan, dass 

die Tage des US-freundlichen Generals ge-

zählt seien. Damit verbunden sind Befürch-

tungen eines ins Chaos versinkenden isla-

mistischen oder anti-amerikanischen (nuk-

learbewaffneten) Pakistans. Kommentatoren 

vermuten, daß Musharraf selbst nach einer 

"exit strategy" suche. Und die Amerikaner 

hoffen, dass der unpopuläre General sachte 

seiner Macht enthoben werden kann, wäh-

rend sie sich langsam von ihm distanzieren, 

um einen sanften Übergang zu gewährleis-

ten. Das US-Außenministerium bestritt je-

doch, dass der für die Region zuständige 

Staatssekretär im US-Außenministerium, 

Richard Boucher, seinen Besuch in Pakistan 

letzte Woche dafür genutzt habe, eine ent-

sprechende Botschaft an Musharraf zu ü-

bermitteln. Laut Boucher gehe es lediglich 

darum, Nacharbeit bei der Kooperation in 

der Terrorismusbekämpfung zu leisten. 

Amerika und Europa nach dem G8-

Gipfel 

Im Vorfeld des G8-Gipfels richtete sich das 

amerikanische Augenmerk auf drei Ziele: 

• eine effiziente Klimapolitik zur Ein-

dämmung des Klimawandels 

• das Einhalten früherer Versprechen 

gegenüber Afrika und 

• ein gemeinsames schlagkräftiges 

Einschreiten gegen die Nuklearbe-

strebungen des Iran 

Nach Abschluss des Gipfels fällt das Urteil 

gemischt aus: Während das Weiße Haus 

von einem „erfolgreichen Gipfel“ sprach, 

häuften sich in der US-Presse kritische 

Stimmen, die beklagten, dass das $60-

Milliarden-Versprechen der Afrika-Hilfe vage 

bleibe (ohne spezifischen Zeitraum) und le-

diglich alten Versprechen entspreche. In 

diesem Zusammenhang wurde  Bob Geldofs 

Kritik des Gipfels als "groteske Pantomime" 

und "Farce" zitiert sowie die Kritik von Afri-
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ka-Experten, die bemängelten, dass die 

Versprechen nicht einmal den Zielen des 

letzten G8-Gipfels gleichkämen. Auch der 

von Bundeskanzlerin Angela Merkel verkün-

dete Gipfelerfolg, dass die Amerikaner ei-

nem Kommuniqué zustimmten, das – wenn 

auch nicht bindende - Emissionsgrenzen 

beinhalte, wurde als "Kompromiss" zwi-

schen den USA und der Europäischen Union 

gewertet. Die US-Presse zitierte auch Um-

weltorganisationen, die den Klimakompro-

miss als "Schummelei" bezeichneten. Das 

Wall Street Journal urteilte, dass der G8-

Kompromiß die schwierigsten Fragen (die 

Zustimmung der USA zu bindenden Emissi-

onsgrenzen und die Einbindung der "emer-

ging markets", u.a. China und Indien) un-

beantwortet gelassen habe. Ein Meinungsar-

tikel in der New York Times würdigte jedoch 

das in der Schlusserklärung des Gipfels ent-

haltene "wichtige und überfällige Verspre-

chen" der Industrienationen, armen Ländern 

bei der Eindämmung von CO2-Emissionen 

zu helfen, die durch das Abholzen und Ab-

brennen tropischer Wälder entstehen und 

mehr Treibhausgase produzieren als alle 

Autos und Lastwagen der Welt.  

Während das gemeinsame G8-Statement 

zur Unterstützung weiterer, über die beste-

henden UN-Sanktionen hinausgehende 

Maßnahmen gegenüber dem Iran im Falle 

des Nichteinstellens des iranischen Nuklear-

programms als Erfolg interpretiert wurde, 

wurde jedoch die ausbleibende Einigung mit 

Blick auf den künftigen Status des Kosovo 

als Misserfolg gewertet. Die Vereinigten 

Staaten kündigten dennoch an, die Unab-

hängigkeit des Kosovo anerkennen zu wol-

len, auch wenn Russland die UN-

Entscheidung nicht unterstützen werde. 

Der Jubelempfang, den Albanien Präsident 

Bush zum Abschluss seiner Europareise be-

scherte, verleitete geradezu zu einem Ver-

gleich zwischen der Haltung des "alten und 

neuen Europas" gegenüber den USA. Die 

New York Times kommentierte, dass es An-

zeichen dafür gebe, dass auch das restliche 

Europa sich etwas mehr auf Amerika zube-

wege und damit die im Zuge des Irakkrie-

ges entstandene Kluft zwischen dem alten 

und neuen Europa "geringer" geworden sei. 

Mit Präsident Nicolas Sarkozy, Bundeskanz-

lerin Merkel und dem neuen Premierminister 

Großbritanniens Gordon Brown habe das 

alte Europa seine frühere Distanz zu den 

Vereinigten Staaten verringert. 

 


